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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. November 1963 

3 — 41103 — 2993/63 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes zur Regelung von 
Ansprüchen aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 261. Sitzung am 
25. Oktober 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen und beschlossen, die Eingangsworte wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus Artikel 1 Nr. 7, 
weil in § 10 Abs. 2 Nr. 1 letzter Satz bestimmt ist, daß die 
Berechnung der Bestätigung durch die Versicherungsaufsichts- 
behörde bedarf. Da die Versicherungsaufsichtsbehörden auch 
Landesbehörden sind, enthält diese Bestimmung eine Rege- 
lung des Verwaltungsverfahrens von Landesbehörden (Arti- 
kel 84 Abs. 1 GG). 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universiläts-Budidrnckerci, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Regelung von 
Ansprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Regelung von Ansprüchen aus Le- 
bens- und Rentenversicherungen in der Fassung 
vom 15. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 433) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§2 

War der Versicherungsfall bis zum 21. Juni 
1948 noch nicht eingetreten, so können Ansprü- 
che aus der Versicherung nur geltend gemacht 
werden, wenn 

a) der Versicherungsnehmer am 20. Juni 
1948 seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt, Sitz oder Ort der Niederlas- 
sung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder in einem Staat hatte, der die Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land anerkannt hat, oder wenn er einen 
solchen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt, Sitz oder Ort der Niederlassung zu 
einem späteren Zeitpunkt begründet hat 
oder begründet, 

oder 

b) nach dem 8. Mai 1945 Prämien im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gezahlt wor- 
den sind und das Versicherungsverhältnis 
weder spätestens zum 20. Juni 1948 ge- 
kündigt war noch nach § 3 der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
iungsgesetz (Versicherungsverordnung) 
als gekündigt gilt. 

Ist der Versicherungsfail eingetreten und steht 
der Anspruch aus der Versicherung nicht dem 
Versicherungsnehmer zu, so können die Ver- 
sicherungsunternehmen wegen ihrer Verbind- 
lichkeiten auch in Anspruch genommen werden, 
wenn nur der sonst aus der Versicherung Be- 
rechtigte die Voraussetzungen unter Buchstabe 
a erfüllt, es sei denn, daß er den Anspruch aus 
der Versicherung durch eine von dem Versiche- 
rungsnehmer erst nach dem 31. Dezember 1952 
getroffene Verfügung unter Lebenden erwor- 
ben hat. § 3 der Versicherungsverordnung bleibt 
unberührt." 


2. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§3 

Ist der Versicherungsfall vor dem 21. Jimi 
1948 eingetreten, so können Ansprüche geltend 
gemacht werden, wenn 

a) der Versicherungsnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalls seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt, Sitz oder Ort der 
Niederlassung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder in einem Staat hatte, der 
die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland anerkannt hat, 

b) die in § 2 Satz 1 Buchstabe a bezeichneten 
Voraussetzungen gegeben sind, oder 

c) nach dem 8. Mai 1945 Prämien im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gezahlt wor- 
den sind und bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalls das Versicherungs Verhältnis 
weder gekündigt noch eine seit zwölf Mo- 
naten oder länger fällige Folgeprämie un- 
bezahlt war. 

§ 2 Satz 2 ist in den Fällen der Buchstaben a 
und b entsprechend anzuwenden." 

3. § 4 wird gestrichen. 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§5 

(1) Bei ehelichen Gütergemeinschaften und 
Erbengemeinschaften gelten die Voraussetzun- 
gen des § 2 Satz 1 Buchstabe a und des § 3 
Satz 1 Buchstabe a und b als erfüllt, wenn sie 
mindestens in der Person eines Mitberechtigten 
gegeben sind. 

(2) Bei sonstigen Gemeinschaften zur gesam- 
ten Hand gelten die Voraussetzungen des § 2 
Satz 1 Buchstabe a und des § 3 Satz 1 Buchstabe 
a und b als erfüllt, wenn sie entweder in der 
Person aller Mitberechtigten gegeben sind oder 
wenn die Gemeinschaft zur gesamten Hand 
ihren Sitz oder Ort der Niederlassung zu einem 
der in § 2 Satz 1 Buchstabe a und § 3 Satz 1 
Buchstabe a und b bezeichneten Zeitpunkte im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder in einem 
Staat hatte, der die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland anerkannt hat." 
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5. § 6 Abs. 2 erhält folgende Sätze 2 bis 4: 

„Das gilt nicht, wenn der Berechtigte die Lei- 
stung aus der Anschlußversicherung nicht er- 
halten hat. Hat der Berechtigte die Leistung 
aus der Anschlußversicherung teilweise nicht 
erhalten, so sind die Ansprüche auf den Teil des 
ursprünglichen Betrags der Versicherungs- 
summe nicht erloschen, der dem nicht erhalte- 
nen Teilbetrag aus dem neuen Vertrag ent- 
spricht. Satz 2 und 3 gilt nur, wenn anzunehmen 
ist, daß der Berechtigte auf Grund außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes getroffe- 
ner Maßnahmen Leistungen aus der Anschluß- 
versicherung nicht mehr erhalten wird." 

6. In § 7 Abs. 1 werden die Worte „§§ 2 bis 4" 
ersetzt durch die Worte „§§ 2 und 3". 

7. § 10 erhält folgenden Absatz 2: 

„ (2) Soweit. ein Versicherungsunternehmen bis 
zum 31. Dezember 1962 noch nicht anerkannt 
hatte, daß es aus den in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Verbindlichkeiten nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes in Anspruch genom- 
men werden kann, findet eine Berichtigung 
der Umstellungsrechnung nicht mehr statt. Den 
Versicherungsunternehmen werden in Höhe des 
Betrags, der zur Deckung der nach Satz 1 nicht 
in die Umstellungsrechnung einzustellenden 
Verbindlichkeiten erforderlich ist, Ausgleichs- 
forderungen gegen den Bund zugeteilt. Für 
diese Ausgleichsforderungen gilt folgendes: 

1. Die Versicherungsunternehmen ha- 
ben die Ausgleichsforderungen für 
die in der Zeit vom 1. Januar 1963 
bis zum . . . (Tag des Inkrafttretens 
des Gesetzes) anerkannten Ansprü- 
che zum 1. Juli des auf diesen Zeit- 
punkt folgenden Kalenderjahrs, für 
die später in einem Kalenderjahr an- 
erkannten Ansprüche jeweils bis 
zum 1. Juli des folgenden Kalender- 
jahrs zu berechnen und anzumelden. 
Bei der Berechnung sind bereits fäl- 
lige Ansprüche mit ihrem Nennbe- 
trag anzusetzen; als Deckungsrück- 
stellung für noch nicht fällige Ver- 
bindlichkeiten und als Rückstellung 
für Verwaltungskosten sind die Be- 
träge anzusetzen, die sich für den 
Tag des Entstehens der Ausgleichs- 
forderungen nach den Grundsätzen 
des der Umstellungsrechnung zu- 
grunde gelegten Geschäftsplans er- 
geben. Die Berechnung bedarf der 
Bestätigung durch die Versicherungs- 
aufsichtsbehörde. 

2. Die Ausgleichsforderungen gelten 
als am 1. Juli des Jahres entstanden, 
in dem die Anmeldung erfolgt, und 
sind von diesem Zeitpunkt an jähr- 
lich mit dreieinhalb vom Hundert zu 
verzinsen; die Zinsen sind halbjähr- 
lich zu zahlen. § 5 Abs. 4, §§ 6, 7 


Abs. 1 des Rentenaufbesserungs- 
gesetzes in der Fassung vom 15. Fe- 
bruar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 118) 
gelten entsprechend." 

8. § 11 erhält folgende Fassung: 

.§ 11 

(1) Die Geltendmachung von Leistungen aus 
Renten- und Pensionsversicherungsverhältnis- 
sen, wegen deren die Versicherungsunterneh- 
men bisher nicht in Anspruch genommen wer- 
den konnten, nach diesem Gesetz aber in An- 
spruch genommen werden können, ist be- 
schränkt, 

a) wenn der Anspruchsberechtigte am 
... (Tag des Inkrafttretens des Geset- 
zes) die Wohnsitzvoraussetzungen 
des § 2 Satz 1 Buchstabe a erfüllte: 

auf die nach dem 1. Juli 1963 fällig 
gewordenen oder werdenden Ren- 
tenleistungen; 

b) wenn der Anspruchsberechtigte sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt erst später in die in § 2 Satz 1 
Buchstabe a bezeichneten Gebiete ver- 
legt: 

auf die nach dem Tage der Begrün- 
dung des Wohnsitzes oder dauern- 
den Aufenthalts in diesen Gebieten 
fällig werdenden Rentenleistungen. 

(2) Die den Versicherungsunternehmen zuzu- 
teilenden Rentenausgleichsforderungen gelten 
im Falle des Absatzes 1 Buchstabe a als am 
1. Juli 1963, im Falle des Absatzes 1 Buchstabe 
b als am 1. Juli des Jahres entstanden, in dem 
der Anspruchsberechtigte seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt in die in § 2 Satz 1 Buch- 
stabe a bezeichneten Gebiete verlegt hat. So- 
weit den Versicherungsunternehmen Aus- 
gleichsforderungen zuzuteilen sind, gilt § 10 
Abs. 2." 

9. In § 11 a werden die Worte „§§ 2 bis 4" durch 
die Worte „§§ 2 und 3" und die Worte „§§ 11b 
bis 11 f" durch die Worte „§§ 11b bis 11 e" er- 
setzt. 

10. § 11b erhält folgende Fassung: 

„§ 11b 

Soweit nach § 2 Satz 1 Buchstabe a und § 3 
Satz 1 Buchstaben a und b bestimmte Voraus- 
setzungen von dem Versicherungsnehmer er- 
füllt sein müssen, ist als Versicherungsnehmer 
nur die natürliche Person anzusehen, die auf 
Grund eines Arbeits- oder Dienstverhältnisses 
bei der Pensionskasse versichert war. Das gilt 
auch dann, wenn nach der Satzung oder den 
Bedingungen das Unternehmen allein oder ne- 
ben dieser Person Versicherungsnehmer ist. Die 
Voraussetzungen des § 2 Satz 1 Buchstabe a 
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und des § 3 Satz 1 Buchstabe a und b hinsicht- 
lich des Wohnsitzes oder dauernden Aufent- 
halts gelten als erfüllt, wenn der Versicherungs- 
nehmer zu einem der dort bezeichneten Zeit- 
punkte ständig in einem Betrieb beschäftigt war, 
der im Geltungsbereich dieses Gesetzes lag. § 2 
Satz 1 Buchstabe b und § 3 Satz 1 Buchstabe c 
sind auf die in § 11a bezeichneten Verbindlich- 
keiten nicht anzuwenden.“ 

11. § 11 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Absätze 2 
bis 4 " ersetzt durch die Worte „Absätze 2 
und 3". 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

12. In § 11 d Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „inner- 
halb von sechs Monaten nach Ablauf der An- 
meldefrist" ersetzt durch die Worte „bis zum 
. . . (ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes) 
oder, wenn der Anspruchsberechtigte die Wohn- 
sitzvoraussetzungen des § 2 Satz 1 Buchstabe a 
erst nach dem . . . (Inkrafttreten des Gesetzes) 
erfüllt hat oder erfüllt, innerhalb eines Jahres 
nach diesem Zeitpunkt," 

13. § 11 e erhält folgende Fassung: 

.§ 11 e 

Ist, abgesehen von den Fällen des § 11c 
Abs. 2 Satz 2, die satzungs- oder bedingungs- 
gemäß erforderliche Wartezeit nicht erfüllt, so 
kann der Versicherungsnehmer oder der sonst 
aus der Versicherung Berechtigte den Anspruch 
auf Rückzahlung der von dem Versicherungs- 
nehmer geleisteten Beiträge geltend machen, 
wenn er die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 
Buchstabe a oder des § 3 Satz 1 Buchstabe a 
oder b erfüllt. Als Versicherungsnehmer im 
Sinne des Satzes 1 gilt ausschließlich die in 
§ 11 b Satz 1 bezeichnete natürliche Person." 

14. § 11 f wird gestrichen. 


Artikel 2 

(1) § 11 des Gesetzes zur Regelung von Ansprü- 
chen aus Lebens- und Rentenversicherungen in der 
Fassung vom 15. Juli 1959 bleibt auf Verbindlich- 
keiten aus Renten- und Pensionsversicherungsver- 
hältnissen anwendbar, wenn der Anspruchsberech- 
tigte vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraus- 
setzungen der §§ 2 bis 4 des obenbezeichneten Ge- 
setzes in der Fassung vom 15. Juli 1959 erfüllt hatte. 

(2) Auf Anspruchsberechtigte, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes die Wohnsitzvorausset- 
zungen des § 11b Abs. 2 Satz 1 oder des § 11c 
Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen 
aus Lebens- und Rentenversicherungen in der Fas- 
sung vom 15. Juli 1959 erfüllt hatten, bleiben diese 
Vorschriften anwendbar. Eine Berichtigung der Um- 
stellungsrechnung findet insoweit nicht statt. Den 


Pensionskassen werden auch wegen der Verbind- 
lichkeiten, die sich aus den in Satz 1 bezeichneten 
Vorschriften ergeben, Ausgleichsforderungen gegen 
den Bund zugeteilt; § 10 Abs. 2 ist entsprechend an- 
zuwenden. Die Ausgleichsforderungen gegen den 
Bund und die den Pensionskassen nach § 5 des Ren- 
tenaufbesserungsgesetzes in der Fassung vom 

15. Februar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 118) und § 3 
des Gesetzes zur Aufbesserung von Leistungen aus 
Renten- und Pensionsversicherungen sowie aus Ka- 
pitalversicherungen vom 24. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1074) zuzuteilenden Rentenaus- 
gleichsforderungen gelten, wenn der Anspruchsbe- 
rechtigte seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt am 1. September 1959 in den in § 2 Satz 1 
Buchstabe a bezeichneten Gebieten hatte, als am 
1. Juli 1959, wenn er seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt später in diese Gebiete verlegt hat, 
als am 1. Juli des Jahres der Verlegung des Wohn- 
sitzes oder dauernden Aufenthalts entstanden. 

(3) Soweit Ansprüche aus einem Versicherungs- 
verhältnis erst infolge der Neufassung der §§ 2 und 
3 des Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus 
Lebens- und Rentenversicherungen (Artikel 1 Nr. 1 
und 2) geltend gemacht werden können, sind die 
Vorschriften des Artikels 2 Abs. 1 und 2 des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Ren- 
tenversicherungen vom 6. Juli 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 421) entsprechend anzuwenden. 


Artikel 3 

(1) Verpflichtet sich ein Lebensversicherungs- 
unternehmen, die Verbindlichkeiten von Versiche- 
rungsunternehmen zu erfüllen, die ihren Sitz in 
einem Gebiet Deutschlands außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes hatten und nur in Berlin 
(West) eine Verwaltungsstelle haben, und über- 
nimmt es gleichzeitig im Geltungsbereich des Ge- 
setzes vorhandene Vermögensgegenstände dieser 
Unternehmen, so bedarf der Vertrag der Geneh- 
migung des Bundesaufsichtsamts für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen. Das Bundesaufsichtsamt 
erteilt die Genehmigung, wenn dies im Interesse 
der Versicherungsnehmer geboten erscheint. Der 
Vertrag braucht nicht gerichtlich oder notariell be- 
urkundet zu werden; Schriftform genügt. 

(2) Soweit die im Geltungsbereich des Gesetzes 
vorhandenen Vermögensgegenstände der in Ab- 
satz 1 bezeichneten Versicherungsunternehmen zur 
Deckung ihrer Verbindlichkeiten nicht ausreichen, 
werden dem übernehmenden Lebensversicherungs- 
unternehmen Ausgleichsforderungen gegen den 
Bund zugeteilt. Die Vermögensgegenstände sind 
mit dem Wert anzusetzen, den sie im Zeitpunkt 
der Genehmigung des Vertrags haben. Auf die Aus- 
glcichsforderungen ist § 10 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Ren- 
tenversicherungen in der Fassung dieses Gesetzes 
(Artikel 1 Nr. 7) entsprechend anzuwenden. Eine 
Ablösung von Kapitalanlagen nach dem Dritten 
Teil des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 
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5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) findet 
nicht statt. 

(3) Für die in Reichsmark begründeten Verbind- 
lichkeiten aus Versicherungsverhältnissen der in 
Absatz 1 bezeichneten Versicherungsunternehmen 
gelten die im Geltungsbereich dieses Gesetzes be- 
stehenden Vorschriften über Versicherungs Verhält- 
nisse. Die Verbindlichkeiten sind nach dem Gesetz 
zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und 
Rentenversicherungen in der Fassung dieses Geset- 
zes zu erfüllen. Auf Ansprüche aus Renten- und 
Pensionsversicherungsverhältnissen ist Artikel 2 
Abs. 1 und 2 nur insoweit anzuwenden, als diese 
Ansprüche bereits bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltend gemacht werden konnten. 


Artikel 4 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen 
in der Fassung, die sich aus den Änderungen in 
Artikel 1 ergibt, bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Unabhängig von der in § 24 des Umstellungsgeset- 
zes für die Umstellung der Lebensversicherungen 
getroffenen Regelung hatte die Zweite Verordnung 
über die Lebens- und Rentenversicherung aus Anlaß 
der Neuordnung des Geldwesens vom 27. Juli 1948 
■ — 2. VOLRV — bestimmt, daß grundsätzlich alle An- 
sprüche aus den Versicherungsverhältnissen als er- 
loschen gelten, wenn der Versicherungsnehmer am 
20. Juni 1948 seinen Wohnsitz in einem Gebiet von 
Deutschland nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 außerhalb des Währungsgebiets hatte. Das 
Gesetz zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- 
und Rentenversicherungen vom 5. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 474) — LRVG — hat diese auf 
der Vorstellung einer Aufspaltung des Versiche- 
rungsbestandes in einen West- und einen Ost- 
bestand beruhende und hinsichtlich ihrer Ermäch- 
tigungsgrundlage rechtlich nicht unbedenkliche Ver- 
ordnung zwar rückwirkend aufgehoben, die Gel- 
tendmachung von Ansprüchen gegen die Versiche- 
rungsunternehmen im Bundesgebiet aber ebenfalls 
nur bei Erfüllung bestimmter Wohnsitz- und Stich- 
tagsvoraussetzungen zugelassen; von Ausnahmen 
abgesehen, können die Ansprüche nur von solchen 
Berechtigten geltend gemacht werden, die ihren 
Wohnsitz, ständigen Aufenthalt, Sitz oder Ort der 
Niederlassung am 20. Juni 1948 oder später, spä- 
testens aber am 31. Dezember 1952, im Bundesgebiet 
oder in einem Staat hatten, der die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland anerkannt hat. Damit 
ist insbesondere nicht nur den in der SBZ ansässi- 
gen Berechtigten, sondern auch den Berechtigten, die 
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt nach dem 31. De- 
zember 1952 in das Bundesgebiet verlegt haben oder 
noch verlegen, die Möglichkeit genommen, in den 


Genuß der Versicherungsleistung zu gelangen, es 
sei denn, sie hätten die Eigenschaft als Heimkehrer, 
Vertriebene, anerkannte SBZ-Flüchtlinge oder als 
im Wege der Familienzusammenführung zugezogene 
Personen. 

Während die in der amtlichen Begründung zum Ent- 
wurf des LRVG (BT-Drucksache 1142 der 2. Wahl- 
periode S. 9) angeführten Bedenken gegen eine Be- 
dienung der Ansprüche der weiterhin in der SBZ 
ansässigen Anspruchsberechtigten unverändert fort- 
bestehen, ist die durch die Stichtagsvorschrift ver- 
ursachte Schlechterstellung der nach dem 31. Dezem- 
ber 1952 in das Bundesgebiet zugezogenen Berech- 
tigten nicht mehr zu rechtfertigen. Als der Stichtag 
des 31. Dezember 1952 durch das Gesetz vom 
5. August 1955 eingeführt wurde, bedeutete das 
gegenüber der Rechtslage, die nach der 2. VOLRV 
gegeben war, eine wesentliche Verbesserung für 
die Anspruchsberechtigten, für die bis dahin der 
20. Juni 1948 als Stichtag maßgebend gewesen war. 
Wenn trotz der Erkenntnis, daß die Verbindlichkei- 
ten der Versicherungsunternehmen auch gegenüber 
den Berechtigten in der SBZ weiterbestehen (amt- 
liche Begründung S. 7, 9 und 11), die „Abschaltung" 
der nach dem 31. Dezember 1952 zugezogenen An- 
spruchsberechtigten aufrechterhalten blieb, so wurde 
das für vertretbar gehalten in der Erwartung, daß in 
absehbarer Zeit die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands Zustandekommen werde. Daran, daß späte- 
stens in diesem Zeitpunkt auch die Berechtigten, die 
ihre Ansprüche noch nicht geltend machen konnten, 
den übrigen Versicherten gleichgestellt werden 
müßten, bestand kein Zweifel. Insoweit ist auf § 54 
des Umstellungsergänzungsgesetzes hinzuweisen, 
an dessen Vorschriften sich das Gesetz vom 5. Au- 
gust 1955 anlehnte. Für die Beibehaltung eines 
Stichtags waren neben der Besorgnis, daß die Aus- 
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sicht auf Auszahlung der Versicherungsleistung für 
viele Versicherte in der SBZ einen Anreiz zur Über- 
siedlung in die Bundesrepublik geben könnte, Be- 
fürchtungen hinsichtlich einer zu starken Belastung 
der öffentlichen Hand mit Ausgleichsforderungen 
entscheidend. In diesem Zusammenhang wies die 
amtliche Begründung (S. 7) auf eine Reihe von Bun- 
desgesetzen hin, die ebenfalls den 31, Dezember 
1952 als Stichtag für die Berechtigung zum Empfang 
bestimmter Leistungen vorsehen. Dabei handelt es 
sich jedoch um gesetzliche Vorschriften durchaus 
verschiedenartigen Charakters. Während die übri- 
gen Kriegsfolgengesetze, wie z. B. — um nur die 
hauptsächlichsten zu nennen — das Bundesvertrie- 
benengesetz, das Lastenausgleichsgesetz, das Bun- 
desentschädigungsgesetz, das Allgemeine Kriegs- 
folgengesetz und das Gesetz zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes, entweder Ansprüche auf Entschädi- 
gungs- und Wiedergutmachungsleistungen gegen 
den Bund erst neu begründen oder aber anstelle des 
zusammengebrochenen Deutschen Reichs für alte 
Ansprüche einen neuen Schuldner bestimmen, be- 
treffen das Gesetz zur Regelung von Ansprüchen 
aus Lebens- und Rentenversicherungen und das Um- 
stellungsergänzungsgesetz privatrechtliche An- 
sprüche aus vor der Währungsreform abgeschlosse- 
nen Verträgen gegen Schuldner, deren rechtliche 
Identität sich seit der Begründung der Ansprüche 
nicht geändert hat. Der Bestand dieser Ansprüche ist 
auch durch die Währungsreform nicht berührt wor- 
den. Wenn die Geltendmachung der Ansprüche, ob- 
wohl diese auf Deutsche Mark umgestellt worden 
sind, bestimmten Gläubigern verwehrt wurde, so- 
fern diese erst nach dem 31. Dezember 1952 ihren 
Wohnsitz in die Bundesrepublik verlegt haben, so 
mag das für eine gewisse Übergangszeit angängig 
gewesen sein. Eine Aufrechterhaltung dieser Rege- 
lung, die einen Eingriff in bestehende Rechtsverhält- 
nisse bedeutet, ist nicht mehr zu vertreten, nach- 
dem die Gründe, die seiner Zeit für sie sprachen, an 
Gewicht verloren haben, insbesondere der Umfang 
der zu bedienenden Ansprüche übersehbar gewor- 
den ist; sie wäre außerdem bei Versicherungen be- 
sonders unbillig, weil seit der Währungsreform 15 
Jahre vergangen sind und die Berechtigten, soweit 
sie überhaupt noch leben, Gefahr laufen, selbst nicht 
mehr in den Genuß der Versicherungsleistung zu 
gelangen. Der Umstand, daß mit dem Wegfall der 
Stichtagsregelung eine Belastung der öffentlichen 
Hand mit Ausgleichsforderungen verbunden ist, 
stellt demgegenüber kein ausreichendes Gegenargu- 
ment dar. Diese Belastung unterscheidet sich von 
der bei Durchführung der anderen Kriegsfolgen- 
gesetze eintretenden Belastung der öffentlichen 
Hand ihrem Wesen nach insofern, als die Aus- 
gleichsforderungen nicht einzelnen unter dem Ge- 
sichtspunkt der Entschädigung für individuell erlit- 
tene Verluste, sondern den Versicherungsunterneh- 
men und Geldinstituten im öffentlichen Interesse 
zugeteilt worden sind, um deren Funktionsfähigkeit 
nach der Währungsreform zu erhalten. Die Beträge, 
die zu diesem Zweck den Versicherungsunterneh- 
men und Geldinstituten gewährt werden mußten, 
durch „Abschaltung" bestimmter Gläubiger zu ver- 
mindern, obwohl diese für den Erwerb ihrer An- 
sprüche die gleichen Aufwendungen gemacht haben 


wie die Gläubiger, die schon vor dem 1. Januar 
1953 ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik hatten, 
ist auch unter Berücksichtigung der angespannten 
Haushaltslage nicht länger vertretbar. Der Gesetz- 
entwurf sieht daher in Artikel 1 Nr. 1 bis 4 die 
zur Beseitigung der Stichtagsregelung erforderlichen 
Änderungen des Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen 
vor. 

Der Entwurf bringt weiterhin in Artikel 1 Nr. 5 eine 
Verbesserung der Rechtslage derjenigen Versiche- 
rungsnehmer, die in den Jahren von 1946 bis 1948 
in der sowjetischen Besatzungszone eine sogenannte 
Anschlußversicherung abgeschlossen hatten. Er be- 
grenzt andererseits (Art. 1 Nr. 8) die Geltendma- 
chung der Leistungen aus Renten- und Pensions- 
versicherungen — insbesondere im Hinblick auf die 
inzwischen erfolgte Aufbesserung dieser Leistungen 
bis zum Verhältnis von einer Deutschen Mark für 
eine Reichsmark — entgegen den geltenden Vor- 
schriften auf die nach dem 1. Juli 1963 fällig ge- 
wordenen oder werdenden Rentenleistungen, um 
unverhältnismäßig hohe Nachzahlungen zugunsten 
der nach dem 31. Dezember 1952 zugezogenen oder 
zuziehenden Anspruchsberechtigten zu vermeiden. 
Außerdem enthält der Entwurf Änderungen der 
Vorschriften über die den Versicherungsunterneh- 
men zu gewährenden Ausgleichsforderungen. 

Da nach § 10 Abs. 2 in der Fassung des Entwurfs 
in Zukunft nur noch Ausgleichsforderungen gegen 
den Bund zur Entstehung gelangen sollen, werden 
die Länder bei Durchführung des Gesetzes nicht be- 
lastet. Die für den Bundeshaushalt zu erwartende 
Belastung wird nach Schätzungen 130 Millionen 
Deutsche Mark an Ausgleichsforderungen nicht we- 
sentlich übersteigen, also die Aufbringung von etwa 
6 Millionen Deutsche Mark jährlich auf die Dauer 
von rund 35 Jahren erfordern. 

Der Entwurf bringt neben verschiedenen in Arti- 
kel 2 zusammengefaßten Übergangsvorschriften in 
Artikel 3 außerdem eine Regelung für die Verbind- 
lichkeiten privater Lebensversicherungsunterneh- 
men, Pensionskassen und Sterbekassen, die wegen 
ihrer Verbindlichkeiten bisher zwar in Berlin (West), 
nicht aber im übrigen Geltungsbereich des Gesetzes 
in Anspruch genommen werden können. Es han- 
delt sich dabei um Versicherungsunternehmen mit 
ehemaligem Sitz in der sowjetischen Besatzungs- 
zone einschließlich des Ostsektors von Berlin und 
den deutschen Gebieten Östlich der Oder-Neiße- 
Linie. Artikel 3 des Entwurfs schafft die Voraus- 
setzungen dafür, daß die hier bestehende Rechts- 
ungleichheit zwischen Berlin (West) und dem übri- 
gen Geltungsbereich des Gesetzes beseitigt und die 
Erfüllung sämtlicher Verbindlichkeiten der Unter- 
nehmen nach den Vorschriften des Umstellungs- 
rechts und insbesondere des LRVG möglich wird. 
Die für den Bundeshaushalt aufgrund des Artikels 3 
zu erwartende Belastung mit Ausgleichsforderungen 
ist mit Sicherheit nicht zu schätzen. Sie dürfte jedoch 
kaum sehr hoch sein, da der Gesamtbetrag der seit 
1948 bis heute bekannt gewordenen Ansprüche ge- 
gen die in Betracht kommenden Versicherungsunter- 
nehmen nicht den Wert ihrer im Geltungsbereich 
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des Gesetzes vorhandenen Vermögensgegenstände 
überschreitet und außerdem der größte Teil der un- 
bekannten Anspruchsberechtigten seinen Wohnsitz 
in der sowjetischen Besatzungszone haben dürfte, 
Ansprüche also nach den §§ 2 und 3 LRVG vorläufig 
nicht geltend machen kann. 


B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 und 2 (§§ 2 und 3 LRVG) 

Die Änderung des § 2 Satz 1 Buchstabe a und des 
§ 3 Satz 1 Buchstabe a des Gesetzes zur Regelung 
von Ansprüchen aus Lebens- und Rentenversiche- 
rungen (LRVG) bewirkt, daß Ansprüche aus Reichs- 
mark-Versicherungen gegen Versicherungsunter- 
nehmen in der Bundesrepublik von jedem Berech- 
tigten geltend gemacht werden können, der im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes oder in einem Staat an- 
sässig ist, der die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland anerkannt hat. Das Recht zur Geltend- 
machung der Ansprüche besteht auch weiter, wenn 
der Berechtigte seinen Wohnsitz, dauernden Auf- 
enthalt, Sitz oder Ort der Niederlassung in diesem 
Gebiet zu den im Gesetz bezeichneten Zeitpunkten 
einmal gehabt, aber wieder aufgegeben hat. „Abge- 
schaltet" bleiben danach nur noch die Ansprüche 
von Berechtigten, die in der SBZ oder in einem aus- 
ländischen Staat, der die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland nicht anerkannt hat, ansässig 
sind, ohne zu den in § 2 Satz 1 Buchstabe a oder 
§ 3 Satz 1 Buchstabe a bezeichneten Zeitpunkten 
einmal ihren Wohnsitz oder Aufenthalt in der Bun- 
desrepublik oder in einem Staat gehabt zu haben, 
dessen Regierung die Bundesrepublik Deutschland 
anerkannt hat. 

Auf die besondere Erwähnung des Saarlandes in 
§§ 2 und 3 wie auch in den anderen Vorschriften des 
Gesetzes kann verzichtet werden, da das Saarland 
durch § 1 des Gesetzes zur Einführung von Bundes- 
recht im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 313) in den Geltungsbereich des Ge- 
setzes vom 5. August 1955 einbezogen worden ist. 

§ 2 Satz 2 und § 3 Satz 2 LRVG bestimmen, daß ein 
sonst aus der Versicherung Berechtigter, wie etwa 
ein Bezugsberechtigter oder Abtretungsempfänger, 
der bei Erfüllung der Wohnsitzvoraussetzungen in 
seiner Person zur Geltendmachung der Ansprüche 
berechtigt ist, auch wenn der Versicherungsnehmer 
diese Voraussetzungen nicht erfüllt, von dieser 
Vergünstigung ausgeschlossen ist, wenn er den An- 
spruch aus der Versicherung durch eine von dem 
Versicherungsnehmer erst nach dem 8. Mai 1945 
getroffene Verfügung unter Lebenden erworben 
hat. Diese Vorschrift sollte „der Verschiebung von 
Versicherungsansprüchen zu Lasten des Währungs- 
gebiets" Vorbeugen. Auf die Vorschrift kann nicht 
gänzlich verzichtet werden, da andernfalls damit 
gerechnet werden muß, daß in der SBZ ansässige 
Anspruchsberechtigte ihre Ansprüche auf Personen 
übertragen, welche die Wohnsitzvoraussetzungen 
der §§ 2 und 3 erfüllen. Es erscheint jedoch aus- 


reichend, nur solche Verfügungen unter Lebenden 
nicht anzuerkennen, die nach dem 31. Dezember 1952 
getroffen worden sind, da auch erst die Wohnsitz- 
verlegung nach diesem Zeitpunkt grundsätzlich nicht 
mehr zur Geltendmachung von Ansprüchen berech- 
tigte. 

Nummer 3 (§ 4 LRVG) 

§ 4 LRVG wird mit der Beseitigung des Stichtags in 
den §§ 2 und 3 überflüssig und kann daher gestri- 
chen werden. 

Nummer 4 (§ 5 LRVG) 

Die Vorschrift beseitigt die in § 5 LRVG enthaltenen 
Verweisungen auf § 4 LRVG, da dieser gestrichen 
wird. 

Nummer 5 (§ 6 LRVG) 

§ 6 Abs. 2 LRVG erklärt Ansprüche gegenüber den 
Versicherungsunternehmen im Geltungsbereich des 
Gesetzes als insoweit erloschen, als das Versiche- 
rungsverhältnis auf Antrag des Versicherungsneh- 
mers durch einen Vertrag mit einem Versicherungs- 
unternehmen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes ersetzt worden ist. Gemeint sind die sog. 
Anschlußversicherungen, die Versicherungsnehmer 
in der SBZ aufgrund des Befehls Nr. 247/46 der so- 
wjetischen Militäradministration bei den staatlichen 
Versicherungsanstalten der Zone abschließen konn- 
ten. Die Vorschrift, die auf den Abschluß einer sol- 
chen Anschlußversicherung abstellt, hat sich als über 
ihren Zweck hinausgehend erwiesen. Dieser bestand 
lediglich darin, Doppelleistungen aus demselben 
Versicherungsverhältnis — einmal in DM-Ost, ein- 
mal in DM-West — zu verhindern. Nach den in der 
SBZ geltenden behördlichen Bestimmungen gehen 
jedoch Versicherungsnehmer, die ohne Genehmi- 
gung in die Bundesrepublik verziehen, der An- 
sprüche aus der Anschluß Versicherung verlustig; 
auch bei polizeilicher Abmeldung bleibt ein An- 
spruch auf die Versicherungssumme nur erhalten, 
wenn die Prämien weitergezahlt werden. Eine LFm- 
wandlung in eine prämienfreie Versicherung findet 
nicht statt. In diesen Fällen besteht kein Anlaß, den 
Anspruch gegen das Versicherungsunternehmen in 
der Bundesrepublik erlöschen zu lassen. Der Ent- 
wurf schränkt daher durch die neuen Sätze 2 bis 4 
die bisherige Regelung entsprechend ein, sofern 
nach Lage der Dinge anzunehmen ist, daß der An- 
spruchsberechtigte auch in Zukunft keine Leistungen 
aus der Anschlußversicherung mehr erhalten wird. 
Das dürfte, wenn er die SBZ verlassen hat, regel- 
mäßig selbst in den Fällen zutreffen, in denen Zah- 
lung auf ein Sperrkonto bei einem Kreditinstitut der 
Zone erfolgt ist. 

Nummer 6 (§ 7 LRVG) 

Die Vorschrift beseitigt die in § 7 LRVG enthaltene 
Verweisung auf § 4, da dieser durch Nr. 3 gestrichen 
wird. 

Nummer 7 (§ 10 LRVG) 

Nach § 10 LRVG ist die Umstellungsrechnung der 
Versicherungsunternehmen zu berichtigen, wenn 
diese aufgrund des Gesetzes mit Wirkung vom 


7 



Drucksache IV/1671 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


21. Juni 1948 wegen Verbindlichkeiten in Anspruch' 
genommen werden können, die bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes nicht in die Umstollungsrech- 
nung einzustellen waren. Die Vorschriften des Ent- 
wurfs lassen erneut in größerem Umfang die Gel- 
tendmachung von Verbindlichkeiten zu, die bisher 
nicht geltendgemacht werden konnten und daher 
nicht in die Umstellungsrechnung einzusetzen waren. 
Wenn es bei der Regelung des § 10 bliebe, würde 
dies zu einer abermaligen Berichtigung der Um- 
stellungsrechnung der Versicherungsunternehmen 
mit einer möglichen Auswirkung auf die Berechnung 
des vorläufigen Eigenkapitals zwingen und damit 
den endgültigen Abschluß der Umstelliingsrechnun- 
gen nicht unerheblich weiter verzögern. Um dieses 
unerwünschte Ergebnis zu vermeiden, bestimmt der 
Entwurf, daß eine Berichtigung der Umstellungs- 
rechnungen nicht mehr stattfinden soll, soweit die in 
Betracht kommenden Verbindlichkeiten nicht bis 
zum 31. Dezember 1962 von den Versicherungs- 
unternehmen als unter das Gesetz fallend anerkannt 
waren. 

Tm Zusammenhang damit und im Hinblick auf die 
Länge der seit der Währungsumstellung verganae- 
nen Zeit erscheint es geboten, auch die Beschaffung 
der Deckung für die nach dem genannten Zeitpunkt 
geaen die Versicherungsunternehmen geltendae- 
machten Verbindlichkeiten neu zu regeln. Tn An- 
lehnung an das System der Rentenausgleichsforde- 
rungen und der Ausgleichsforderungen für die 
zusätzlidien Versicherungssummen in der Kapital- 
zwangsversicherung sieht der Entwurf daher vor, 
daß den Versicherungsunternehmen insoweit Aus- • 
gleichsforderungen gegen den Bund gewährt wer- 
den. die iährlich zu berechnen und anzumeldcn sind 
und mit dem 1. Juli des Jahres entstehen, in dem 
die Anmeldung erfolgt. Da sie nicht auf den 20. Juni 
1948 zurückbezogen werden, die Verbindlichkeiten 
der Versicherungsunternehmen aber an diesem Tarre 
bereits bestanden und geschäftsplanmäßig zu ver- 
zinsen waren, ist bei der Berechnung der Aus- 
gleichsforderungen auf den Umfang der Verbindlich- 
keiten am Tage des Entstehens der Ausgleichsforde- 
rungen abzustellen. Soweit Ansprüche bereits fällig 
waren, sind diese mit ihrem Nennbetrag einzu- 
setzen; Rückstellungen für noch nicht fällige Ver- 
bindlichkeiten sind mit den Beträgen einzusetzen, 
die sich geschäftsnlanmäßig als Rückstellung für den 
Tag der Entstehung der Ausgleichsforderung er- 
geben. 

Nummer 8 (§ 11 LRVG) 

Nach § 11 LRVG ist das Rentenaufbesserungsgesetz 
in der Fassung vom 15. Februar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 117) im Rahmen des LRVG allgemein mit 
Wirkung vom 1. April 1955 anzuwenden. Das be- 
deutet, daß nicht nur der Umstellungsbotrag der 
Versicherungsleistung vom Versicherungsfall an, 
sondern, soweit es sich um nach dem 1. April 1955 
fällig gewordene Leistungen handelt, auch die durch 
das Rentenaufbesserungsgesetz und die weiteren 
Aufbesserungsgesetze von 1956 und 1963 aufgebes- 
serten Rentenbeträge nachzuzahlen sind, sobald der 
Versicherungsanspruch nach den Vorschriften des 
LRVG geltendgemacht werden kann. Wenn der Ent- 


wurf jetzt durch die Streichung dos Stichtags in §§ 2 
und 3 die Geltendmachung von Ansprüchen ohne 
Rücksicht auf den Tag der Begründung des Wohn- 
sitzes oder dauernden Aufenthalts im Bundesgebiet 
ermöglicht, so würde das bei Renten- und Pensions- 
versicherungen in erheblichem Umfang zu Nach- 
zahlungen für viele Jahre führen. Die Berechtigten 
würden nicht nur die in Zukunft fällig werdenden 
Rentenleistungen, sondern praktisch ein Kapital in 
die Hand bekommen, das aus dem Umstellungs- 
betrag der in der Vergangenheit fällig gewesenen 
Rentenleistungen und den Rentenaufbesserungsbe- 
trägen seit dem 1. April 1955 besteht. Ein solches 
Ergebnis erscheint nicht angemessen, wenn man be- 
rücksichtigt, daß die sukzessive Aufbesserung der 
Leistungen aus Renten- und Pensionsversicherun- 
gen, die mit dem Gesetz vom 19. März 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 161) ihren Abschluß durch Ersetzung 
des Reichsmark-Betrags durch einen gleich hohen 
Betrag in Deutscher Mark gefunden hat, gerade aus 
der Erwägung heraus erfolgt ist, daß Renten aus 
Privatversicherungen nicht anders als Sozialver- 
sicherungsrenten dazu dienen sollen, den laufenden 
Lebensunterhalt zu bestreiten, für den der Umstel- 
lungsbetrag nicht ausreicht. Um zu verhindern, daß 
die Anspruchsberechtigten, die ihren Lebensunter- 
halt in der vergangenen Zeit bereits anderweit be- 
stritten haben, nicht dem Sinn dieser Regelung zu- 
wider zu Lasten der öffentlichen Hand, d. h. des 
Steuerzahlers, ein Kapital erhalten, das in Anbe- 
tracht der Länge der inzwischen vergangenen Zeit 
und der Leistungsaufbesserungen unter Umständen 
recht erheblich sein könnte, sieht der Entwurf vor, 
daß Rentenleistungen von Berechtigten, die beim 
Inkrafttreten des Gesetzes die Wohnsitzvorausset- 
zungen des Gesetzes erfüllen, erst für die Zeit vom 
1. Juli 1963 an, von später zuziehenden Berechtigten 
erst vom Zeitpunkt des Zuzugs an geltendgemacht 
werden können. Der Besitzstand solcher Anspruchs- 
berechtigten, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
die Wohnsitzvoraussetzungen des LRVG in seiner 
zur Zeit geltenden Fassung erfüllt haben, wird 
durch Artikel 2 Abs. 1 gewahrt. 

Absatz 2 enthält die erforderlichen Vorschriften für 
die Ausgleichsforderungen und Rentenausgleichs- 
forderungen, die den Versicherungsunternehmen 
wegen der in Absatz 1 bezeichneten Verbindlich- 
keiten zuzuteilen sind. 

Nummer 9 (§ 11 a LRVG) 

Die Vorschrift beseitigt die in § 11a LRVG enthal- 
tene Verweisung auf § 4, der durch Nr. 3 gestrichen 
wird, und ebenso die Verweisung auf § llf, der 
durch Nr. 14 gestrichen wird. 

Nummer 10 (§ 11b LRVG) 

Durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- 
und Rentenversicherungen vom 6. Juli 1959 (Bundes- 
gestzbl. I S. 421) sind in das LRVG die Sondervor- 
schriften der §§ 11a bis 11 f für die Verbindlich- 
keiten von betrieblichen und überbetrieblichen Pen- 
sionskassen mit Zwangsbeitritt eingefügt worden. 
Nach § 11 b Abs. 2 LRVG kann der Berechtigte sei- 
nen Anspruch gegen das Versicherungsunternehmen 
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auch dann geltend machen, wenn er zwar nicht die 
Stichtagsvoraussetzungen des § 2 oder § 3 LRVG, 
wohl aber die des § 11b Abs. 2 erfüllt; er bleibt 
jedoch auf die Geltendmachung der nach dem 
30. Juni 1959 oder bei späterem Zuzug auf die nach 
dem Tage der Wohnsitzverlegung fällig werdenden 
Ansprüche beschränkt. Diese Regelung verliert, so- 
weit sie die Mitglieder von Pensionskassen mit 
Zwangsbeitritt gegenüber anderen Versicherungs- 
nehmern durch die Milderung der Stichtagsvoraus- 
setzungen besser stellt, mit dem Wegfall der Stich- 
tagsvorschriften der §§ 2 und 3 ihren Sinn. Soweit 
sie die Geltendmachung von Ansprüchen auf Lei- 
stungen für die Zeit vor dem 1. Juli 1963 (vgl, die 
Neufassung des § 11 durch Nr. 8) vorsieht, werden 
die Belange der Anspruchsberechtigten, die vor dem 
Inkraftreten des Gesetzes die Wohnsitzvorausset- 
zungen des § 11 b Abs. 2 Satz 1 erfüllt haben, durch 
Artikel 2 Ahs. 2 gewahrt. 

Nummer 11 {§ 11 c LRVG) 

Mit dem Wegfall der Stichtagsvorschriften in §§ 2 
und 3, der Änderung des § 11 und der Streichung 
des § 11 b Abs. 2 wird auch die Vorschrift des § 11 
Abs. 4 überflüssig. Der Entwurf sieht auch davon 
ab, weiterhin eine Anmeldung der Ansprüche aus 
§ 11 c Abs. 1 bis 3 binnen bestimmter Fristen zu 
verlangen, wie sie bisher nach Absatz 4 in Verbin- 
dung mit § 11 b Abs. 2 Satz 2 für die Geltend- 
machung der Ansprüche erforderlich war. Die im 
Gesetz bestimmten Fristen sind den Berechtigten 
trotz wiederholter öffentlicher Bekanntmachung in 
zahlreichen Fällen nicht bekannt geworden. Den 
Pensionskassen kann wie den anderen Versiche- 
rungsunternehmen zugemutet werden, die wenigen 
Fälle, in denen noch mit dem Erscheinen bisher un- 
bekannter Berechtigter zu rechnen ist, auch nach- 
träglich zu regeln. 

Auch hier werdc*i die Rechte der Anspruchsberech- 
tigten, die schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
die Wohnsitz- und Stichtagsvoraussetzungen der 
Vorschrift erfüllt hatten, durch Artikel 2 Abs. 2 ge- 
wahrt. 

Nummer 12 (§ 11 d LRVG) 

Da eine Anmeldefrist in § 11c nicht mehr vorge- 
sehen wird, andererseits aber die Wiederherstellung 
erloschener Versicherungen durch Wiedereinzahlung 
der zurückgezahlten Beiträge nicht unbeschränkt zu- 
lässig sein kann, wird eine neue Frist für die Wie- 
dereinzahlung bestimmt. 

Nummer 13 {§ 11 e LRVG) 

Der Entwurf bringt die durch die Änderung der 
§§ 11b und 11c erforderlich werdende Anpassung 
des Wortlauts des § 11 e. 

Nummer 14 (§ 11 f LRVG) 

Die Vorschrift wird mit Streichung des § 11 b Abs, 2 
und des § 11 c Abs. 4 gegenstandslos. Für die den 
Pensionskassen mit Zwangsbeitritt zuzuteilenden 
Ausgleichsforderungen und Rentenausgleichsforde- 
rungen gelten in Zukunft § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 2. 
Für die Ausgleichsforderungen und Rentenaus- 
gleichsforderungen, die den Pensionskassen wegen 


der Verbindlichkeiten gegenüber Versicherungs- 
nehmern zu gewähren sind, die bereits vor dem In- 
krafttreten des Gesetzes die Wohnsitz- und Stich- 
tagsvoraussetzungen des § 11 b Abs. 2 Satz 1 und 
des § 11c Abs. 4 erfüllt hatten, trifft Artikel 2 
Abs. 2 des Entwurfs eine Sonderregelung. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 und 2 

Um eine rückwirkende Benachteiligung derjenigen 
Anspruchsberechtigten zu vermeiden, die bereits 
vor Inkrafttreten des Gesetzes ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt in den in §§ 2 und 3 LRVG 
bezeichneten Gebieten unter den Voraussetzungen 
des § 4 LRVG alter Fassung genommen hatten, be- 
stimmt § 2 Abs. 1, daß auf die Ansprüche dieser 
Berechtigten weiterhin § 11 LRVG in der alten Fas- 
sung anzuwenden ist. Aus dem gleichen Grunde 
sollen nach Absatz 2 § 11 b Abs. 2 Satz 1 und § 11 c 
Abs. 4 LRVG alter Fassung auf die Ansprüche der- 
jenigen Berechtigten anwendbar bleiben, die bereits 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes die Wohnsitz- 
voraussetzungen erfüllt hatten. Die Absätze 1 und 2 
können insbesondere von Bedeutung sein in Fällen, 
in denen ein bei Inkrafttreten des Gesetzes anhängi- 
ges Verwaltungsgerichtsverfahren über die Aner- 
kennung als SBZ-Flüchtling zu einem für den Be- 
rechtigten günstigen Ergebnis führt. 

Absatz 3 

Der Entwurf regelt entsprechend der bei der vor- 
angegangenen Änderung und Ergänzung des LRVG 
getroffenen Regelung die Verjährung von Änsprü- 
chen, die erst aufgrund der Vorschriften des Ent- 
wurfs wieder geltendgemacht werden können, sowie 
die Kosten von Rechtsstreitigkeiten, die infolge der 
Neufassung von Vorschriften des LRVG für erledigt 
erklärt werden. 

Zu Ärtikel 3 

Im Dezember 1949 setzte die damalige Berliner Ver- 
sicherungsaufsichtsbehörde Sonderbeauftragte zur 
Wahrung der Interessen der Versicherten solcher 
privaten Lebensversicherungsunternehmen, Pen- 
sionskassen und Sterbekassen ein, deren Sitz sich 
in der sowjetischen Besatzungszone einschließlich 
des Ostsektors von Berlin und in den deutschen 
Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie befand, und 
die bis dahin noch keine Verwaltungsstelle in Berlin 
errichtet hatten. Den Sonderbeauftragten wurden für 
den Bereich von Berlin (West) alle Rechte und Be- 
fugnisse übertragen, die den Organen der Unter- 
nehmen nach Gesetz und Satzung zustanden. Damit 
waren für die in Betracht kommenden Versiche- 
rungsunternehmen am 1. Februar 1950, d. h. dem 
nach Ärtikel 1, 19 der Durchführungsbestimmung 
Nr. 3 zur Umstellungsergänzungsverordnung maß- 
gebenden Stichtag, eine Verwaltungsstelle vorhan- 
den und die Voraussetzungen für die Anwendung 
der in Berlin geltenden umstellungsrechtlichen Vor- 
schriften für die Versicherungsunternehmen, insbe- 
sondere für die Aufstellung von Umstellungsrech- 
nungen und die Erfüllung der Verbindlichkeiten, 
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geschaffen. Dagegen bestanden im Währungsgebiet 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 5 des Umstellungsgesetzes) an dem 
für dieses maßgebenden Stichtag (21. Juni 1948) 
keine Hauptverwaltungen der Versicherungsunter- 
nehmen im Sinne des § 1 der 23. Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz. Die Folge war, daß 
die Sonderbeauftragten in Berlin zwar die An- 
sprüche der in Berlin ansässigen Berechtigten be- 
friedigen konnten, Anspruchsberechtigte mit Wohn- 
sitz im übrigen Bundesgebiet aber an die Lasten- 
ausgleichsämter verwiesen werden mußten. Diese 
aus der zunächst getrennten Währungsumstellung 
im Währungsgebiet und Berlin (West) entstandene 
Rechtsungleichheit ist im Hinblick auf die Einbezie- 
hung von Berlin (West) in die Währungs- und 
Finanzgesetzgebung des Bundes nicht mehr vertret- 
bar. Eine gesetzliche Regelung erscheint notwendig, 
da zur Erfüllung der Verbindlichkeiten der Versiche- 
rungsunternehmen unter Umständen öffentliche Mit- 
tel aufzuwenden sind. 

Mit Ausnahme der Dresdner Lebensversicherung 
a. G. hatten die von den Berliner Sonderbeauftrag- 
ten verwalteten Versicherungsunternehmen nur ein 
regional beschränktes Geschäft. Sowohl die Ver- 
bindlichkeiten, die in der Bundesrepublik einschließ- 
lich Berlin (West) zu erfüllen, als auch die Ver- 
mögensgegenstände, die dort vorhanden sind, haben 
einen recht geringen Umfang. Die Aufstellung von 
Umstellungsrechnungen für jedes einzelne der in 
Betracht kommenden Versicherungsunternehmen 
würde einen nicht zu vertretenden Kostenaufwand 
erfordern. Der Entwurf gibt daher den Sonder- 
beauftragten die Möglichkeit, durch Vertrag mit 
einem Lebensversicherungsunternehmen zu verein- 
baren, daß dieses die Verbindlichkeiten sämtlicher 
von ihnen verwalteten Versicherungsunternehmen 
erfüllt und dazu die im Geltungsbereich des Gesetzes 
festgestellten Vermögensgegenstände der Unter- 
nehmen verwendet. Von einer Bestandsübertragung 
im Sinne des § 14 des Versicherungsaufsichtsgeset- 
zes würde sich ein solcher Vertrag insofern unter- 
scheiden, als nicht nur zum Versicherungsbestand 
gehörige Verbindlichkeiten mit den zugehörigen 
Deckungswerten, sondern alle im Geltungsbereich 
des Gesetzes zu erfüllenden Verbindlichkeiten und 
alle hier vorhandenen Vermögensgegenstände von 
der Vereinbarung betroffen werden sollen, da nicht 
mehr festzustellen ist, ob und welche Vermögens- 
gegenstände überhaupt zum Deckungsstock gehör- 
ten. Außerdem sollen nicht Verbindlichkeiten und 
Vermögensgegenstände der einzelnen Versiche- 
rungsunternehmen einander gegenübergestellt, son- 
dern Verbindlichkeiten und Vermögensgegenstände 
aller in Betracht kommenden Versicherungsunter- 
nehmen bei dem übernehmenden Lebensversiche- 
rungsunternehmen als eine Gesamtheit betrachtet 
werden. Nur auf diese Weise werden die Sonder- 
beauftragten, denen weder die Geschäftspläne noch 
sonstige Unterlagen der von ihnen betreuten Ver- 
sicherungsunternehmen zur Verfügung stehen, eine 
Abwicklung der Versicherungsunternehmen im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes herbeiführen können. Die 
Rechte der Gläubiger des einzelnen Unternehmens 
werden dabei nicht geschmälert, da das über- 
nehmende Lebensversicherungsunternehmen, soweit 
die vorhandenen Vermögensgegenstände nicht zur 


Deckung der übernommenen Verpflichtungen aus- 
reichen, nach Absatz 2 Ausgleichsforderungen gegen 
den Bund erhalten soll. Einer bei der späteren Wie- 
dervereinigung Deutschlands zu treffenden Regelung 
wird damit nicht vorgegriffen. 

Ein Vertrag nach Absatz 1 bedarf der Genehmigung 
durch das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen. Dieses hat bei der Erteilung der 
Genehmigung lediglich zu prüfen, ob der Vertrag im 
Interesse der Versicherungsnehmer geboten er- 
scheint. Ebenso wie bei der Bestandsübertragung 
des § 14 des Versicherungsaufsichtsgesetzes soll 
auch hier einfache Schriftform für den Vertrag ge- 
nügen, um dessen Zustandekommen zu erleichtern, 
selbst wenn sich die Verpflichtung zur Übertragung 
der vorhandenen Vermögensgegenstände als ein 
Fall des § 311 BGB darstellen sollte. 

Nach Absatz 2 soll auf die dem übernehmenden 
Lebensversicherungsunternehmen gegebenenfalls zu- 
zuteilenden Ausgleichsforderungen § 10 Abs. 2 

LRVG (Artikel 1 Nr. 7) angewendet werden. Das 
bedeutet, daß weder die Umstellungsrechnung noch 
die Reichsmark-Schlußbilanz dieses Unternehmens 
durch einen Vertrag nach Absatz 1 betroffen, insbe- 
sondere auch die Berechnung des Eigenkapitals nach 
den Umstellungsvorschriften unberührt bleiben 
würde. Auch bei der Bewertung der zu überneh- 
menden Vermögensgegenstände soll es auf den Zeit- 
punkt der Genehmigung des Vertrags durch die 
Aufsichtsbehörde ankommen. Der Entwurf stellt 
weiter klar, daß im Hinblick auf die gegebenenfalls 
zuzuteilenden Ausgleichsforderungen eine Ablösung 
von Kapitalanlagen nach dem Dritten Teil des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes nicht in Betracht 
kommt. 

Soweit die nach Absatz 1 übernommenen Verbind- 
lichkeiten auf Versicherungsverhältnissen beruhen, 
die in Reichsmark zu erfüllen waren, sollen nach 
Absatz 3 stets die im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes bestehenden Vorschriften für Versicherungs- 
verhältnisse gelten; im übrigen sind die Verbind- 
lichkeiten im Rahmen des LRVG zu erfüllen. Das 
würde, da nunmehr vor allem auch die Ansprüche 
der Berechtigten befriedigt werden können, die 
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt immer 
in der Bundesrepublik hatten oder ihn dort seit vie- 
len Jahren schon haben — ebenso wie im Falle des 
§ 11 LRVG — , bei Renten- und Pensionsversiche- 
rungsverhältnissen zu erheblichen Nachzahlungen 
führen. Diese erscheinen aus den in der Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 8 dargelegten Gründen uner- 
wünscht. Im Hinblick darauf, daß eine Besitzstands- 
wahrung der Anspruchsberechtigten hier nicht in 
Betracht kommt, weil die „Abschaltung" ihrer An- 
sprüche nicht auf dem Mangel der Stichtagsvoraus- 
setzungen der §§ 2 und 3 LRVG beruhte, sondern 
ihre Ursache darin hatte, daß die in Betracht kom- 
menden Versicherungsunternehmen ohne Hauptver- 
waltung im Bundesgebiet nicht in die Regelung der 
23. Durchführungsverordnung zum Umstellungsge- 
setz einbezogen worden waren, schreibt der Entwurf 
vor, daß Artikel 2 Abs. 1 und 2 insoweit nicht anzu- 
wenden sind. Eine Ausnahme mußte lediglich für 
die Fälle gemacht werden, in denen die Ansprüche 
auch ohne die Regelung des Artikels 3 schon bisher 
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geltendgemacht werden konnten, d. h. für Anspruchs- 
berechtigte mit Wohnsitz oder dauerndem Aufent- 
halt in Berlin (West). 

Artikel 4 

ermächtigt den Bundesminister der Justiz zur Be- 
kanntmachung des neuen Wortlauts des Gesetzes 
zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Ren- 


tenversicherungen, um die Übersichtlichkeit der 
Vorschriften zu wahren. 

Artikel 5 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 6 

bestimmt, daß das Gesetz an dem auf seine Ver- 
kündung folgenden Tage in Kraft treten soll. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Der Gesetzentwurf bedarf nach dem Grundgesetz 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

Artikel 1 Nr. 7 des Entwurfs begründet nicht die 
Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes. Das Gesetz 
regelt weder die Einrichtung der Behörden noch das 
Verwaltungsverfahren der Länder im Sinne des 
Artikels 84 Abs. 1 des Grundgesetzes. Die Vorschrift 
des neugefaßten § 10 Abs. 2 des Gesetzes vom 
15. Juli 1959 enthält die für die Berechnung der 
Ausgleichsforderungen erforderlichen materiellen 
Bestimmungen. Auch die Vorschrift, daß die von den 
Versicherungsunternehmen vorzunehmende Berech- 
nung der Ausgleichsforderungen der Bestätigung 
durch die Aufsichtsbehörde (eine Bundes- oder Lan- 
desbehörde) bedarf, stellt eine Regelung materiell- 
rechtlicher Natur und keine Regelung des Verwal- 
tungsverfahrens dar. 
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